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zulässigkeitserklärung der Vollstreckung gemäß § 133 ZPO), 
das nicht notwendig war, so hat er die Kosten dieses Ver­
fahrens zu tragen.

BG Suhl, Beschluß vom 26. Juli 1978 - 3 BFR 40/78.

Die Gläubigerin hat am 3. Februar 1978 beantragt, gegen 
den Schuldner wegen Unterhaltsrückständen und laufen­
den Unterhalts eine Pfändungsanordnung zu erlassen. Die­
sem Antrag hat der Sekretär des Kreisgerichts am 15. März 
1978 stattgegeben. Am 27. März 1978 hat der Schuldner 
beantragt, die Vollstreckung gemäß § 133 ZPO für unzu­
lässig zu erklären, weil er am 14. Februar 1978 einen Be­
trag gezahlt habe, mit dem der Unterhalt bis einschließ­
lich März 1978 in Höhe von 52 M überzahlt worden sei.

Das Kreisgericht hat dem Antrag der Gläubigerin statt­
gegeben, die Kosten der Vollstreckung dem Schuldner auf­
zuerlegen. Es hat seine Entscheidung damit begründet, daß 
der Schuldner durch seine säumige Unterhaltszahlung An­
laß zur Vollstreckung gegeben habe.

Gegen diesen Beschluß hat der Schuldner Beschwerde 
eingelegt und beantragt, den Beschluß des Kreisgerichts 
aufzuheben und die Gläubigerin zu verpflichten, die Ko­
sten des Verfahrens zu tragen, das der Schuldner gemäß 
§ 133 ZPO gegen die Vollstreckung beantragt hat.

Die Gläubigerin hat Abweisung der Beschwerde bean­
tragt.

Die Beschwerde hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Grundsätzlich ist dem Schuldner darin zuzustimmen, daß 
die Gläubigerin, nachdem sie die Zahlung vom 14. Februar 
1978 erhalten hatte, das Kreisgericht darüber hätte infor­
mieren müssen, daß ein Unterhaltsrückstand nicht mehr 
besteht und der Antrag auf Pfändungsmaßnahmen zurück­
gezogen wird. Das ist erst mit Schreiben vom 11. April 1978 
geschehen. Dennoch war der Antrag des Schuldners auf 
Einleitung eines Verfahrens wegen Unzulässigkeit der N 
Vollstreckung zu jenem Zeitpunkt nicht gerechtfertigt bzw. 
nicht der prozeßökonomisch vertretbare Verfahrensweg.

Nach ständiger Rechtsprechung hat grundsätzlich jede 
Prozeßpartei darauf zu achten, daß sie bei ihrer Rechtsver­
folgung den finanziell billigsten Weg wählt. Im vorliegen­
den Verfahren war es bei der gegebenen Sachlage nicht 
angebracht, nachdem Zahlung geleistet worden war und 
die Pfändungsanordnung nicht zurückgenommen wurde, 
unverzüglich ein konstenintensives Verfahren auf Unzu­
lässigkeit der Vollstreckung gemäß § 133 ZPO einzuleiten. 
Es wäre vielmehr richtig gewesen, entsprechend den 
Grundsätzen der sozialistischen Moral mit der Gläubigerin 
zusammenzüwirken (§85 Abs. 1 ZPO). Ihr ist durchaus zu 
glauben, daß sie angenommen hat, die Geldzahlung beruhe 
auf den eingeleiteten Pfändungsmaßnahmen.

Unter den aufgezeigten Gesichtspunkten wäre es nahe­
liegend gewesen, daß der Schuldner nach § 101 Abs. 3 ZPO 
die Aufhebung der Pfändungsanordnung und zugleich die 
vorläufige Einstellung der Vollstreckung nach § 131 Abs. 2 
Ziff. 2 ZPO beantragt hätte. Erst wenn die Gläubigerin mit 
ihrer Stellungnahme gemäß § 101 Abs. 3 letzter Satz ZPO 
einer Aufhebung der Pfändungsanordnung nicht zuge­
stimmt hätte, wäre die Einleitung eines Verfahrens nach 
§ 133 ZPO gerechtfertigt gewesen.

Ein solches Zusammenwirken, das bei der Abwicklung 
von Vollstreckungsverfahren gefordert werden muß, ist 
im vorliegenden Fall unterblieben. Der Schuldner hat des­
halb selbst dafür einzustehen, wenn er einen kosteninten­
siveren Verfahrensweg gewählt hat, der wahrscheinlich 
nicht notwendig war. Es kann deshalb nicht davon ausge­
gangen werden, daß die Gläubigerin — wie vom Schuldner 
behauptet wurde — Anlaß zur Antragstellung gemäß § 133 
ZPO gegeben hat und ihr deshalb nach § 175 Abs. 2 ZPO 
die Kosten aufzuerlegen waren. Vielmehr waren dem 
Schuldner in entsprechender Anwendung des § 175 Abs. 1 
Satz 1 ZPO — die Rücknahme seines Antrags ist aus seiner

Beschwerdeschrift zu entnehmen — die Kosten des von ihm 
gemäß § 133 ZPO eingeleiteten Verfahrens aufzuerlegen.

Die Beschwerde des Schuldners war daher unbegründet 
und nach § 159 Abs. 3 i. V. m. § 156 Abs. 1 ZPO abzuweisen. 
Demzufolge waren dem Schuldner gemäß § 174 Abs. 1 ZPO 
auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens aufzuerlegen.

Anmerkung:
Die vorstehende Entscheidung setzt sich im Zusammenhang 
mit der Frage nach den Kosten und der Kostenlast eines 
Verfahrens auf Feststellung der Unzulässigkeit der Voll­
streckung (§133 ZPO) auch mit den sich für die Prozeß­
parteien aus § 85 Abs. 1 ZPO ergebenden Pflichten ausein­
ander. Dabei bleibt unbestritten, daß für das gerichtliche 
Verfahren nach § 133 ZPO keine besondere Gerichtsgebühr 
entsteht, weil es Bestandteil der Vollstreckung ist, für die 
insgesamt die in § 166 Abs. 5 ZPO bestimmte Gebühr er­
hoben wird.

Diese Gebühr gilt die gesamte gerichtliche Tätigkeit in 
der Vollstreckung von der Antragstellung (vgl. §§ 86 Abs. 1, 
91 ZPO) bis zur vollständigen Erfüllung des zu voll­
streckenden Anspruchs (vgl. §86 Abs. 3 ZPO) ab. Dagegen 
können sowohl dem Gläubiger als auch dem Schuldner im 
Verfahren rach § 133 ZPO außergerichtliche Kosten — 
z. B. für die Teilnahme an der mündlichen Verhandlung 
vor der zuständigen Kammer des Kreisgerichts, für die 
Mitwirkung prozeßbevollmächtigter Rechtsanwälte und für 
andere im Zusammenhang mit dem Verfahren stehende 
Auslagen — entstehen. Da nach § 176 Abs. 3 ZPO an sich 
der Schuldner die Kosten der Vollstreckung zu tragen hat, 
ist die Frage berechtigt, ob das auch für die Kosten zu­
trifft, die durch die Abwehr nicht notwendiger bzw. un­
zulässiger Vollstreckungsmaßnahmen notwendig entstehen.

ln der vorstehenden Sache haben sowohl das Kreis­
gericht als auch das Bezirksgericht — wenn auch nicht aus­
drücklich — die Anwendung des § 176 Abs. 3 ZPO verneint 
und das Verfahren nach § 133 ZPO in kostenrechtlicher 
Sicht einem durch Klage eingeleiteten Verfahren gleich­
gestellt. Unter Berücksichtigung dessen, daß das Verfahren 
nach § 133 ZPO einem durch Klage eingeleiteten Verfah­
ren ähnlich ist, dürften insoweit gegen die Anwendung der 
§§ 174,175 ZPO keine Bedenken bestehen.

Bedenken bestehen jedoch gegen die vom Bezirksgericht 
vertretene Auffassung über die Notwendigkeit des vom 
Schuldner gestellten Antrags auf Unzulässigkeitserklärung 
der Vollstreckung. Das Bezirksgericht geht davon aus, daß 
dieser Antrag nach § 133 Abs. 1 Z i f f .  1 ZPO zwar zulässig, 
aber nicht notwendig gewesen sei. Die sich aus § 86 Abs. 1 
ZPO für die Prozeßparteien ergebende Verpflichtung, bei 
der Vollstreckung nach den Grundsätzen der sozialistischen 
Moral zusammenzuwirken, fordere vom Schuldner, den fi­
nanziell billigsten Weg zu wählen. Diesen Weg sieht das Be­
zirksgericht in einem Antrag des Schuldners auf Aufhebung 
der Pfändungsanordnung nach §101 Abs. 3 ZPO. Um eine 
Pfändungswirkung bis zur Entscheidung über den Auf­
hebungsantrag auszuschließen, hält das Bezirksgericht einen 
Antrag des Schuldners auf vorläufige Einstellung der 
Vollstreckung gemäß § 131 Abs. 2 Z i f f .  2 ZPO für ange­
bracht.

ln der Entscheidung wird nichts darüber gesagt, ob die 
Voraussetzungen für den Aufhebungsantrag, nämlich die 
Gewähr für die künftige regelmäßige und pünktliche Zah­
lung der Unterhaltsbeträge, überhaupt gegeben waren bzw. 
vom Schuldner im Hinblick auf die von ihm in der Ver­
gangenheit gezeigte Zahlungsmoral mit Fug und Recht be­
hauptet werden konnten. Unbeantwortet bleibt auch die 
Frage, welche Lösung den Interessen der Gläubigerin ent­
sprechen würde. Eine Entscheidung nach § 133 ZPO würde 
lediglich die Aufhebung der Pfändungsanordnung hin­
sichtlich des zwischenzeitlich gezahlten Betrags herbeifüh- 
ren, die Pfändung wegen der künftig fällig werdenden Be­
träge jedoch aufrechterhalten. Die Aufhebung der Pfän­
dungsanordnung nach § 101 Abs. 3 ZPO beendet die Pfän­
dung völlig und hat zur Folge, daß die Gläubigerin vor­
erst wieder auf die Einhaltung der Zahlungsversprechungen 
durch den Schuldner angewiesen ist. Die Gegenüberstel­
lung der Auswirkungen der vom Bezirksgericht für möglich 
gehaltenen Entscheidungen zeigt, daß der billigste Weg 
nicht immer auch derjenige sein muß, der den Interessen 
der Prozeßparteien entspricht.


